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Alimentenstelle der Gemeinde      
     
     
     
Merkblatt
Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für unmündige und mündige Kinder
1. Einleitung
Kommen Alimentenschuldner- und -schuldnerinnen ihrer Unterhaltspflicht nicht, nur teilweise oder nicht rechtzeitig nach, kann sich die unterhaltsberechtigte Person oder deren gesetzliche Vertreterin bzw. deren gesetzlicher Vertreter an die zuständige Stelle der Einwohnergemeinde an ihrem Wohnsitz wenden.

Die Bevorschussung von Unterhaltbeiträgen (Alimente) ist im Kanton Schaffhausen im Art. 42a des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 27. Juni 1911(EG ZGB, SHR 210.100) und in der Verordnung über die Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für Kinder (Alimentenbevorschussungsverordnung AmbVO, SHR 211.222) geregelt.
2. Wer hat Anspruch auf die Bevorschussung?
Grundsätzlich hat das unterhaltsberechtigte Kind gegenüber der Einwohnergemeinde an seinem zivilrechtlichen Wohnsitz Anspruch auf Bevorschussung, wenn seine leiblichen Eltern oder ein leiblicher Elternteil ihrer bzw. seiner Unterhaltspflicht nicht, nur teilweise oder nicht rechtzeitig nachkommen bzw. nachkommt.

Kein Anspruch auf Bevorschussung der Kinderalimente besteht, wenn:
a) das Kind wirtschaftlich selbstständig ist;

b) der Unterhalt des Kindes anderweitig gesichert ist (beispielsweise Waisenrente);

c) das Kind sich gewöhnlich im Ausland aufhält;

d) die leiblichen Eltern zusammenwohnen;

e) erforderliche Auskünfte vorenthalten werden;

f) das anrechenbare Einkommen des obhutberechtigten Elternteils, des Konkubinats- oder Ehepartners oder des eingetragenen Partners, die Bevorschussungsgrenze überschreitet;

g) in betrügerischer Weise absichtlich falsche Angaben gemacht oder diese verschwiegen werden.
3. 
Wer kann einen Anspruch auf die Bevorschussung des Kindesunterhalts geltend machen?

a) der Elternteil, der gesetzlich für das Kind sorgt;

b) der/die gesetzliche Vertreter/in des unmündigen Kindes (Inhaber/in der elterlichen Sorge, Vormund);

c) das mündige Kind selber (bis maximal zum vollendeten 25. Altersjahr).
4. Wie wird die Bevorschussung beantragt?
Sie füllen das entsprechende Gesuch um Alimentenbevorschussung aus und reichen dieses gemeinsam mit den erforderlichen Unterlagen der Alimentenfachstelle ein.
Das unterhaltsberechtigte Kind oder sein gesetzlicher Vertreter bzw. seine gesetzliche Vertreterin erkundigen sich telefonisch oder persönlich bei der Alimentenhilfe bei ihrer Wohngemeinde und vereinbart einen Termin.

5. Was für Unterlagen sind einzureichen?

Das Gesuch um Alimentenbevorschussung ist auf dem offiziellen Formular und zusammen mit folgenden Unterlagen einzureichen:
a) Rechtstitel nach § 4 der Alimemtenbevorschussungsverordnung (Beispielsweise Scheidungsurteil, Unterhaltsurteil, Abänderungsurteil bezüglich Unterhalt des Kindes oder aussergerichtlich durch die zuständige Kindesschutzbehörde genehmigten Unterhaltsverpflichtung. Dabei ist es unerheblich, ob der Gerichtsentscheid im Ausland oder in der Schweiz erstellt wurde.
 Kinderzulagen werden nicht bevorschusst;
b) Die letzte Steuererklärung und das Doppel der letzten Steuerklärung sämtlicher Personen, deren Einkommen nach § 9 Alimentenverordnung bei der Anspruchsberechtigung zu berücksichtigen sind (beispielsweise Konkubinatspartner / Konkubinatspartnerin oder Stiefelternteil); 

c) Die aktuellen Lohnabrechnungen der letzten sechs Monate bzw. Abrechnungen der Arbeitslosenkasse des anspruchsberechtigten Kindes, des obhutberechtigten Elternteils, dessen Konkubinats- oder Ehepartner oder des in eingetragener Partnerschaft lebenden Lebenspartners;

d) Vermögensausweis (Kontoauszüge und Wertschriftenverzeichnis), sämtliche Bank -und Postkontoauszüge der letzten 12 Monate;
e) Nachweise der Selbstvorsorge (Säule 3a);
f) Krankenkassenversicherungsnachweise (Prämien);
g)  Rentenausweise,
h) Nachweis über Unterhaltszahlungen von Dritten mit Quittungen, usw.;

i) eine Aufstellung der vom anrechenbaren Einkommen abzugsfähigen Kosten (bspw. Kinderhort). Bei Fremdplatzierung des Kindes, der Pflegevertrag;
j) eine Aufstellung über alle ausstehenden Unterhaltsbeiträge bis maximal der vergangenen 5 Jahre;
k) der Nachweis, dass eigene Inkassoversuche erfolgt sind (§ 6 AmbVO) (bspw. schriftliche Zahlungsaufforderung, Mahnung, Anhebung der Betreibung, usw.);
l) für Kinder, ab ihrem 16. Altersjahr: Ausbildungsnachweise (Schulbestätigung, Studiennachweis, Praktikumsvertrag, Lehrvertrag evtl. Lohnabrechnungen, usw.);
m) Rentenausweise (IV, EL, SUVA usw.);
n) Versicherungsausweis AHV/IV der Gesuchstellerin.
6. Was wird bevorschusst?

Bevorschusst werden lediglich die fälligen Unterhaltsbeiträge für das Kind.

Allfällige Mankoforderungen werden nicht bevorschusst.
Kinderzulagen und Unterhaltsbeiträge für Erwachsene (Ehegattenrenten) können ebenfalls nicht bevorschusst werden, für diese wird hingegen Inkassohilfe gewährt (siehe Merkblatt Inkassohilfe).
7. Wann beginnt die Bevorschussung?

Bevorschusst werden Unterhaltsbeiträge, die ab Beginn des Monats fällig werden, in dem die Anmeldung, zusammen mit den geforderten vollständigen Unterlagen, der mit der Alimentenhilfe betrauten Stelle eingereicht worden sind. 
Es werden rückwirkend keine Alimente bevorschusst. Für bereits fällige Forderungen wird jedoch Inkassohilfe gewährt (siehe Merkblatt Inkassohilfe).
8. Wie hoch ist die maximal mögliche Bevorschussung?

Die Höhe der Bevorschussung ist in erster Linie abhängig von der Höhe der geschuldeten Unterhaltsbeiträge. Sie können bis maximal der aktuellen maximalen Waisenrente 
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von der Einwohnergemeinde bevorschusst werden.

9. Umfang der Bevorschussung / Teilbevorschussung (§ 9 Alimentenbevorschussung)
Für die effektive Bevorschussung sind die finanziellen Verhältnisse des obhutberechtigten Elternteils, des Ehe- oder Konkubinatspartners, oder des in eingetragener Partnerschaft lebenden Elternteils massgebend. 
Unterschreitet das anrechenbare Einkommen des obhutberechtigten Elternteils, des Konkubinats- oder Ehepartners oder des in eingetragener Partnerschaft lebenden Elternteils, das gesetzliche umschriebene Mindesteinkommen, so werden die Unterhaltsbeiträge voll bevorschusst. 
Liegt das Einkommen zwischen Mindesteinkommen und Bevorschussungsgrenze, so werden die Unterhaltsbeiträge teilweise bevorschusst. Bei der Berechnung sind Ehepaare, Konkubinatspaare (ab zwei Jahren im Konkubinat lebend oder mit gemeinsamen Kindern) sowie eingetragene Partnerschaften, einander gleichgestellt. Der tiefste bevorschussbare Betrag gemäss § 12 Abs. 3 AmbVO beträgt Fr. 50.00 pro Haushalt.
10. Berechnung der Teilbevorschussung

Der Anspruch auf Bevorschussung reduziert sich, wenn das massgebende Einkommen und Vermögen sich wie folgt darstellt:

a) Beim nicht verpflichteten alleinstehenden Elternteil:

Fr. 43'570.-- Bruttoeinkommen pro Jahr zuzüglich 20 % des erarbeiteten jährlichen Bruttoeinkommens
zuzüglich 

Fr. 7'170.-- für jedes von ihm unterhaltene Kind,

Fr. 44'980.-- Reinvermögen zuzüglich

Fr. 11'250.-- für jedes von ihm unterhaltene Kind.

Von dem Fr. 22'490.-- übersteigenden Reinvermögen wird 1/15 dem Einkommen zugerechnet.
b) Beim nicht verpflichteten Elternteil, welcher verheiratet ist, in stabilem Konkubinat oder eingetragener Partnerschaft lebt:
Fr. 59'700.-- jährliches Bruttoeinkommen inklusive Einkommen des Partners zuzüglich

Fr. 7'170.-- für jedes von ihm unterhaltene Kind zuzüglich 
Fr. 6'470.-- pro Kind des Partners, wenn es unter dessen Obhut steht, oder die effektiv geleisteten Unterhaltszahlungen an die Kinder, die nicht unter dessen Obhut stehen;

Fr. 101'190.-- Reinvermögen inklusive Vermögen des Partners zuzüglich 
 Fr. 11'250.-- für jedes von ihm oder dem Partner unterhaltene Kind.

Von dem Fr. 44'980.-- übersteigenden Reinvermögen wird 1/15 dem Einkommen zugerechnet.
c) Beim nicht verpflichteten in Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft lebenden Elternteil:
 Fr. 27'550.-- Bruttoeinkommen zuzüglich 20 % des erarbeiteten jährlichen Bruttoeinkommens zuzüglich 
 Fr. 7'170.-- für jedes von ihm unterhaltene Kind;

 Fr. 44'980.-- Reinvermögen zuzüglich

 Fr. 11'250.-- für jedes von ihm unterhaltene Kind.

Von dem Fr. 22'490.-- übersteigenden Reinvermögen wird 1/15 dem Einkommen zugerechnet.

d) Beim Kind:

 Fr. 16'870.-- Bruttoeinkommen;

 Fr. 22'490.-- Reinvermögen.

Von dem Fr. 22'490.-- übersteigenden Reinvermögen wird 1/15 dem Einkommen angerechnet.

11. Für wie lange werden die Unterhaltsausstände bevorschusst?

Die Unterhaltsbeiträge werden jeweils während längstens eines Jahres bevorschusst. Vor Ablauf der Dauer hat die Alimentenfachstelle zu prüfen, ob die Bevorschussung anzupassen ist. Die Bevorschussung endet mit der Volljährigkeit des unterhaltsberechtigten Kindes. Vorbehalten bleibt Art. 277 Abs. 2 des Zivilgesetzbuches. 

12. Welche wichtigen Voraussetzungen gelten im Weiteren für die Bevorschussung und das Inkasso?

a) Die Unterzeichnung einer Inkasso- und Prozessvollmacht sowie der Abtretung von 
Kinderalimenten an die bevorschussende Stelle.

b) Die Zustimmung, dass allfällige Sozialversicherungsleistungen, die dem Unterhaltspflichtigen zu Gunsten des Kindes zustehen, zwecks Verrechnung mit Vorschüssen, direkt der Alimentenhilfe ausbezahlt werden. Gemäss Art. 285 Abs. 2bis ZGB reduziert sich die 
Unterhaltspflicht im Umfang solcher Sozialversicherungsleistungen. Bspw. AHV-, IV- und BVG-Kinderrenten oder Ergänzungsleistungen des Unterhaltspflichtigen.

c) Die Verpflichtung zu wahrheitsgetreuen Angaben und zur Mitteilung wichtiger Änderungen der Verhältnisse (Adressänderung, Wohnortswechsel, Konkubinat, Heirat, evtl. neues Urteil usw.), sowie jede Veränderung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse aller Familienmitglieder (auch der Ehe-, Konkubinats- und eingetragenen Partner).


d) Die sofortige Rückerstattung an die Alimentenhilfe der Stadt Schaffhausen von nachträglichen eingehenden, bereits bevorschussten, Alimentenzahlungen. Solange sie nicht 
zurückerstattet sind, entfällt der Anspruch auf weitere Vorschüsse!
13. Was geschieht mit den auf der Alimentenhilfe eingehenden Zahlungen von Unterhaltsbeiträgen?

Leistet die unterhaltspflichtige Person Teilzahlungen, so werden diese von der Alimentenhilfe vorweg an Zinsen und Betreibungs- bzw. Gerichtskosten angerechnet (Art. 85 Abs. 1 OR). Danach werden die Zahlungen an geleistete Vorschüsse angerechnet.

Übersteigen die Zahlungen der unterhaltspflichtigen Person auch diese, werden die Zahlungen an die bevorschussten Kinderalimente angerechnet und dem Kind bzw. dem gesetzlichen Vertreter überwiesen. Vorbehalten bleibt die Finanzierung der Unterbringung eines Kindes ausserhalb der Familie und der Finanzierung durch das Gemeinwesen / Sozialamt.
14. Wer entscheidet über die Bewilligung oder Ablehnung der Bevorschussung?

Liegen alle nötigen Unterlagen vor, erlässt die alimentenfachstelle eine einsprachefähige Verfügung über den Anspruch, die Dauer sowie die Höhe der Bevorschussunt. 

Gegen diesen Entscheid kann innert 20 Tagen, ab Zustellung der Verfügung, schriftlich Einsprache beim Gemeinderat/Stadtrat erhoben werden. Die Einsprache hat einen Antrag zu enthalten, ist zu begründen und der angefochtene Entscheid beizulegen.
15. Vorschuss auf Alimentenbevorschussung

In dringenden Fällen werden Vorschüsse gewährt. Diese sind in der Höhe begrenzt. Sie können in keinem Fall die geschuldeten Unterhaltsbeiträge übersteigen. 
16. Meldepflicht

Die unterhaltsberechtigte Person oder dessen Vertreter bzw. deren Vertreterin ist verpflichtet, bei der Gesuchseinreichung vollständige und wahrheitsgetreue Angaben zu machen. Zudem sind der Alimentenfachstelle sofort und unaufgefordert Änderungen der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere Adressänderungen, Abänderungen des Unterhalts (Gerichtsverfahren), Arbeitsaufnahmen, Rentenleistungen etc.) mitzuteilen. 

17. Rückerstattung

Unrechtmässig bezogene Vorschussleistungen sind von der Alimentenfachstelle bei der unterhaltsberechtigten Person oder dessen Vertreter bzw. dessen Vertreterin zurückzufordern. Die Verjährungsfrist beträgt fünf Jahre. Diese Frist beginnt zu laufen, sobald die zuständige Behörde Kenntnis vom unrechtmässigen Bezug erhalten hat.

18. Unterhaltszahlungen und gleichzeitige Alimentenbevorschussung

Soweit die Einwohnergemeinde durch Bevorschussung für den Unterhalt des Kindes aufkommt, geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten auf die Einwohngemeinde über. Das heisst, dass die offene Forderung von der unterhaltspflichtigen Person an die Einwohnergemeinde zu zahlen ist und nicht mehr an die berechtigte Person.

Die anspruchsberechtigte Person hat im Rahmen der Bevorschussung keinen Anspruch mehr gegenüber der unterhaltspflichtigen Person auf Zahlung. Allfällige Unterhaltszahlungen sind daher unverzüglich der Alimentenfachstelle zu  melden und die entgegen genommenen Zahlunen der Alimentenfachstelle entweder für eine Verrechnung mitzuteilen oder zu überweisen. Solche Zahlungen geltend als unrechtmässig und Alimentenbevorschussungen müssen daher in diesem Umfang zurückerstattet werden.
� Bei ausländischen Rechtstitel wird geprüft, ob sie aufgrund internationaler Vereinbarungen über den Unterhalt von Kindern festgelegt sind und entsprechend können diese bevorschusst werden.
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